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Kinderschutz 
gemeinsam gestalten

Gesetzliche Grundlagen 
Begriffsbestimmungen 
Handlungsschritte



Vanessa ist eigentlich immer 
eine fröhliche wissbegierige 
Schülerin gewesen. Seit kurzer 
Zeit jedoch erkennen Sie sie 
nicht wieder. Sie zieht sich im-
mer mehr zurück, zuckt sogar 
zusammen, wenn man sie an-
spricht. Auch ihre schulischen 
Leistungen leiden darunter. Von 
Klassenkameraden erfahren 
Sie, dass Vanessa gar den Sport-
unterricht schwänzt – zu groß 
ist die Angst, dass man ihre 
blauen Flecken sehen könnte. 
Dem neuen Freund ihrer Mutter 
rutscht öfter mal die Hand aus, 
wenn er genervt ist. „Wenn Du 
nicht parierst, kommst Du eben 
in ein Heim!“, sagt er. Vanessa 
hat Angst und Sie machen sich 
Sorgen. Aber was können Sie 
überhaupt tun? Wann müssen 
Sie handeln?

Sicher haben Sie diese Fallskiz-
ze schon einmal erlebt oder 
Kolleginnen und Kollegen 

haben Ihnen davon erzählt. 
Schließlich stehen Lehrer/in-
nen, Schulsozialarbeiter/innen 
und Fachkräfte im Ganztag in 
der Regel täglich im Kontakt 
zu Kindern und Jugendlichen 
und nehmen Signale prob-
lematischer Entwicklungen 
daher oftmals zuerst wahr. 
Häufig ist man in solchen Situ-
ationen jedoch unsicher und 
weiß nicht, welche konkreten 
Schritte im Einzelfall sinnvoll 
und notwendig sind. 
Mit dieser Broschüre möch-
ten wir Ihnen in kurzer und 
prägnanter Weise Handlungs-
optionen für die Schule sowie 
Unterstützungsmöglichkeiten 
des Jugendamtes bei Ver-
dacht auf Kindeswohlgefähr-
dung vermitteln. Die gesetz-
lichen Grundlagen sowie hilf-
reiche Internetlinks finden Sie 
am Ende der Broschüre.

Kinderschutz gemeinsam verantworten

Kinder und Jugendliche vor 
Gefahren für ihr Wohl zu 
schützen ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe und 
eine Verantwortung, die ins-
besondere alle Fachkräfte, die 
mit Kindern, Jugendlichen 
und Familien arbeiten, in ihrer 
jeweiligen Profession fordert. 
Öffentlich diskutierte dra-
matische Fälle von Kindes-
wohlgefährdung bilden den 
Ausgangspunkt für eine in-
tensivierte Diskussion um die 
Verbesserung der rechtlichen 

Rahmenbedingungen für den 
Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen vor Gewalt in den 
vergangenen Jahren. 

u �In der Folge erfuhr durch 
den am 01.10.2005 neu ein-
geführten § 8a SGB VIII (Ach-
tes Buch Sozialgesetzbuch = 
Kinder- und Jugendhilfege-
setz) zunächst der Schutz-
auftrag des Jugendamtes 
sowie der freien Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe 
eine deutliche und für die 



Praxis der Kinder- und Ju-
gendhilfe folgenreiche Prä-
zisierung.

u �Die Korrespondenznorm 
zum § 8a SGB VIII für die 
Schulen findet sich seit dem 
01.08.2006 im Schulgesetz 
des Landes Nordrhein-West-
falen: „Die Sorge für das 
Wohl der Schülerinnen und 
Schüler erfordert es, jedem 
Anschein von Vernachläs-
sigung oder Misshandlung 
nachzugehen. Die Schu-
le entscheidet rechtzeitig 
über die Einbeziehung des 
Jugendamtes oder anderer 
Stellen“ (§ 42 Abs. 6 SchulG 
NRW).

u �Am 01.01.2012 trat schließ-
lich das Bundeskinder-
schutzgesetz (Gesetz zur 
Stärkung eines aktiven 
Schutzes von Kindern und 
Jugendlichen – BKiSchG) in 
Kraft, das die Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten im Kin-
derschutz vor dem Hinter-
grund vielfältiger Erfahrun-
gen und Erkenntnisse aus 
Praxis und Forschung der 
Kinder- und Jugendhilfe seit 
Einführung des § 8a SGB VIII 
auch für andere Berufsgrup-
pen weiter konkretisiert.  

Im Fokus all dieser gesetz-
lichen Neuregelungen steht 
eine intensivierte Zusammen-

arbeit zwischen allen Akteu-
ren in kinder- und jugend-
nahen Arbeitsfeldern - mit 
dem Ziel, Gefahrensituationen 
frühzeitig zu erkennen, ge-
eignete Hilfeleistungen zu 
installieren und zu koordinie-
ren und somit den Schutz von 
Kindern und Jugendlichen zu 
verbessern.
Für Teams aus Lehr- und Fach-
kräften in Schule ist in diesem 
Zusammenhang zugleich 
Chance und Herausforderung, 
eine besondere Sensibilität 
gegenüber Vernachlässigung 
und Gefährdung des Wohls 
von Kindern und Jugendli-
chen zu entwickeln, die multi-
professionell, fachlich versiert 
und im Zusammenspiel meh-
rerer Blickwinkel zustande 
kommt. 
Neben der rechtzeitigen Wahr-
nehmung von Gefährdungsla-
gen und Wissen über die eige-
nen Handlungsmöglichkeiten 
bzw. -grenzen geht es bei dem 
Themenkomplex Kindeswohl 
und Kindeswohlgefährdung 
also immer auch um Team-
entwicklung, den Aufbau von 
Kooperationsstrukturen sowie 
Kenntnisse über Handlungs-
möglichkeiten und Leistungs-
spektren relevanter Akteure 
in den Bereichen Schule und 
Jugendhilfe. 



Nicht jedes elterliche Verhal-
ten, das der Entwicklung eines 
Kindes objektiv nicht förder-
lich ist, ist eine Kindeswohl-
gefährdung. Grundsätzlich ge-
steht der Staat in erster Linie 
den Eltern das Recht zu, die 
Erziehung ihrer Kinder nach 
ihren Vorstellungen zu gestal-
ten.
„Pflege und Erziehung der 
Kinder ist das natürliche Recht 
von Eltern und die ihnen zu-
vörderst obliegende Pflicht. 
Über ihre Betätigung wacht 
die staatliche Gemeinschaft“ 
heißt es in Artikel 6, Abs. 2 
des Grundgesetzes (GG). Kin-
deswohlgefährdungen sind 

ausschließlich elterliche Ver-
haltensweisen, die zu einem 
Entzug der elterlichen Sorge 
durch ein Familiengericht füh-
ren können. Kinderschutz je-
doch beginnt wesentlich frü-
her mit dem Ziel, eine Kindes-
wohlgefährdung zu verhin-
dern. Schule kann und muss 
hier sowohl bei akuten Situ-
ationen als auch im präven-
tiven Bereich Verantwortung 
übernehmen und handeln. 
Dies sollte durch verbindliche 
Reaktionsketten innerhalb der 
Schule und in Kooperation mit 
dem Jugendamt und weiteren 
Stellen umgesetzt werden.

Kinderschutz und Elternrecht 

Was ist eine Kindeswohlgefährdung?

Die Begriffe Kindeswohl und 
Kindeswohlgefährdung sind 
rechtliche und normative 
Konstrukte, für die es keine 
allgemeingültige Definition 
geben kann. Konkretisiert 
wird dieser komplexe Gegen-
standsbereich jedoch in § 
1666 Abs. 1 Satz 1 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB), der die 
Rechtsgrundlage zur Ermäch-
tigung staatlicher Eingriffe in 
die elterliche Sorge durch das 
Familiengericht – im Interes-
se eines möglichst effektiven 
Schutzes Schutz der Kinder 
oder Jugendlichen – darstellt.

Gefährdet ist das Kindeswohl 
in diesem Sinne immer nur 
beim Bestehen einer gegen-
wärtigen oder zumindest na-
he bevorstehenden Gefahr für 
die Kindesentwicklung, wel-
che so ernst zu nehmen ist, 
dass sich bei einer Fortdauer 
eine erhebliche Schädigung 
des körperlichen, geistigen 
oder seelischen Wohls mit 
ziemlicher Sicherheit voraus-
sehen lässt.
Um den komplexen Prob-
lembereich der Kindeswohl-
gefährdung zu differenzie-
ren, werden allgemein vier 
Formen von Gefährdungen  
unterschieden: 



Kindesvernachlässigung 
„Vernachlässigung ist die 
andauernde oder wieder-
holte Unterlassung fürsorg-
lichen  Handelns sorgever-
antwortlicher Personen (El-
tern oder andere von ihnen 
autorisierte Betreuungsper-
sonen), welches zur Sicher-
stellung der physischen und 
psychischen Versorgung 
des Kindes notwendig wäre. 
Diese Unterlassung kann ak-
tiv oder passiv (unbewusst), 
aufgrund unzureichender 
Einsicht oder unzureichen-
den Wissens erfolgen. Die 
durch Vernachlässigung be-
wirkte chronische Unterver-
sorgung des Kindes durch 
die nachhaltige Nichtbe-
rücksichtigung, Missach-
tung oder Versagen seiner 
Lebensbedürfnisse hemmt, 
beeinträchtigt oder schä-
digt seine körperliche, geis-
tige und seelische Entwick-
lung und kann zu bleiben-
den Schäden oder gar zum 
Tode des Kindes führen“ 
(Schone et. al. 1997, S. 21).
Die Vernachlässigung kann 
sich neben der mangelnden 
Befriedigung körperlicher Be-
dürfnisse (Nahrung, Beklei-
dung, Unterkunft) außerdem 
auf den emotionalen Aus-
tausch (Zuwendung, Sicher-
heit), die allgemeine Anre-
gung, auch in Bezug auf Spra-
che und Bewegung und/oder 
auf die mangelnde Beaufsich-
tigung und Gesundheitsfür-
sorge des Kindes beziehen.

Körperliche 
Kindesmisshandlung
Unter körperlicher Kindes-
misshandlung versteht man 
die physische Gewalteinwir-
kung seitens der Eltern oder 
anderer Erwachsener auf ein 
Kind (vgl. Hasenbrink 1995, 
S. 227). Konkreter formuliert 
bedeutet dies: „Die körper-
liche Kindesmisshandlung 
umfasst damit alle gewalt-
samen Handlungen aus 
Unkontrolliertheit oder Er-
ziehungskalkül, die dem 
Kind körperliche Schäden 
und Verletzungen zufügen, 
seien es gezielte Schädi-
gungen der körperlichen 
Integrität (z.B. körperliche 
Züchtigung) oder seien es 
Schädigungen infolge un-
kontrollierter Affekthand-
lungen von Eltern oder an-
deren erwachsenen Perso-
nen“ (Münder/Mutke/Schone 
2000, S. 52). 
Körperliche Misshandlungen 
reichen vom einzelnen Schlag 
mit der Hand über Prügeln, 
Festhalten und Würgen bis 
hin zum gewaltsamen Angriff 
mit Riemen, Stöcken, anderen 
Gegenständen und Waffen, 
wobei es vor allem zu Blut-
ergüssen, Prellungen, Schä-
del- und Knochenbrüchen, 
aber auch zu inneren Verlet-
zungen, Verbrennungen, Ver-
brühungen oder Vergiftungen 
kommt. 

Seelische 
Kindesmisshandlung
In der Literatur findet sich statt 
des Begriffs der seelischen 



Misshandlung auch häufig der 
Begriff der psychischen oder 
emotionalen Misshandlung. 
Unter seelischer Kindesmiss-
handlung werden Handlun-
gen und Aktionen verstanden, 
die zu einer schweren Beein-
trächtigung einer vertrauens-
vollen Beziehung zwischen 
Bezugspersonen und Kind 
führen und dessen geistig-
seelische Entwicklung zu einer 
autonomen und lebensbe-
jahenden Persönlichkeit be-
hindern. Bei Münder/Mutke/
Schone findet sich in Anleh-
nung an Engfer folgende Er-
läuterung: „Die seelische Kin-
desmisshandlung umfasst 
alle elterlichen  Äußerungen 
und Handlungen, die das 
Kind terrorisieren und/oder 
herabsetzen und/oder über-
fordern und ihm das Gefühl 
der Ablehnung und eigener 
Wertlosigkeit vermitteln“ 
(vgl. Engfer, 1986, S. 11, zit. n. 
Münder/Mutke/Schone 2000, 
S. 55).

Sexualisierte Gewalt 
Sexualisierte Gewalt an Kin-
dern (oder Jugendlichen) 
meint „…jede  sexuelle 
Handlung, die an oder vor 
einem Kind entweder gegen 

den Willen des Kindes vor-
genommen wird oder der 
das Kind aufgrund körper-
licher, psychischer, kogniti-
ver oder sprachlicher Unter-
legenheit nicht wissentlich 
zustimmen kann. Der Täter 
nutzt hierbei seine Macht- 
und Autoritätsposition aus, 
um seine eigenen Bedürf-
nisse auf Kosten des Kindes 
zu befriedigen“ (Bange/Dee-
gener 1996, S.105). Dazu gehö-
ren sexuelle Handlungen mit 
Körperkontakt (insbesondere 
Brust- und Genitalbereich) so-
wie beispielsweise das Vorzei-
gen von pornographischem 
Material bzw. das Herstellen 
von pornographischen Fil-
men und der Exhibitionismus 
durch eine wesentlich ältere 
jugendliche oder erwachsene 
Person. Ausgenommen sind 
Liebesbeziehungen unter Ju-
gendlichen und Heranwach-
senden.

Hinzu kommen Konfliktsitua-
tion aus dem näheren Umfeld 
von Kindern und Jugendli-
chen, die zwar keine unmittel-
bare Gefährdung darstellen, in 
ihrer Zuspitzung und als ver-
stärkende Faktoren dennoch 
Relevanz besitzen.

Was kann und muss die Schule bei 
einem Verdacht auf eine 
Kindeswohlgefährdung tun?

Das Bundeskinderschutzge-
setz formuliert insbesondere 
in § 4 des Gesetzes zur Infor-

mation und Kooperation im 
Kinderschutz (KKG) Hand-
lungsabläufe zum Umgang 



mit einem Verdacht auf Kin-
deswohlgefährdung, die für 
Lehr- und Fachkräften in der 
Schule verbindlich sind. 
Bei Bekanntwerden gewichti-
ger Anhaltspunkte für die Ge-
fährdung des Wohls eines Kin-
des oder eines/r Jugendlichen 
sollen sie demnach
u �eine Einschätzung der Ge-

fährdungssituation des be-
troffenen Kindes oder der/s 
Jugendlichen vornehmen, 

u �die Situation mit dem Kind 
oder dem/r Jugendlichen 
und den Personensorgebe-
rechtigten erörtern und, 

u �soweit erforderlich, bei den 
Personensorgeberechtigten 
auf die Inanspruchnahme 
von Hilfen hinwirken, wenn 
hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder 
der/s Jugendlichen nicht in 
Frage gestellt wird.

Bei Bedarf haben Lehr- und 
Fachkräfte einen Anspruch 
darauf, eine Kinderschutz-
fachkraft ("insoweit erfahrene 
Fachkraft") zu diesem Verfah-
ren beratend hinzuzuziehen. 

Ist dieses Vorgehen erfolglos, 
so sind Lehr- und Fachkräften 
nach § 4 Abs.3 KKG befugt, das 
Jugendamt über die Situation 
des Kindes bzw. der/s Jugend-
lichen zu informieren. 
Folgende Handlungsleitlinie 
kann Lehrerinnen und Lehrern 
sowie sozialpädagogischen 
Fachkräften in Schule bei der 
Wahrnehmung der Rechte 
und Pflichten im Kinderschutz 
Orientierung bieten: 

1. �Erkennen und Wahrneh-
men gewichtiger Anhalts-
punkte

Man kann eine Kindeswohl-
gefährdung nicht direkt be-
obachten. Es handelt sich 
vielmehr um ein Konstrukt, 
welches sich aus vielfältigen 
Einzelwahrnehmungen ab-
leiten lässt. Dennoch können 
spezifische Instrumente wie 
Einschätzungs- und Beobach-
tungsbögen bei der systema-
tischen Erfassung von rele-
vanten Indikatoren bzw. Hin-
weisen hilfreich sein, um An-
haltspunkte für eine das Wohl 
eines Kindes oder eines/r Ju-
gendlichen potenziell gefähr-
dende Situation frühzeitig zu 
erkennen und sensibel wahr-
zunehmen. Sie helfen
u �relevante Faktoren einer 

Kindeswohlgefährdung zu 
beschreiben,

u �die Genauigkeit von Beob-
achtungen zu schärfen und 
die gezielte Wahrnehmung 
relevanter Faktoren zu er-
möglichen,

u �blinde Flecken zu vermeiden 
(Dokumentation hinsichtlich 
zentraler Merkmale) und die 
sachliche Basis für einzelfall-
bezogene Einschätzungen 
zu verbreitern. 

Es ist sinnvoll, eine solche In-
dikatorenliste für Kindeswohl-
gefährdungen in Kooperation 
mit dem Jugendamt zu ent-
wickeln. Indikatoren sind dabei 
Hinweise auf, keine Beweise 
für eine Gefährdungssituation, 
d.h. blaue Flecken am Körper 
des Kindes oder der/s Jugend-



lichen können auf eine Kindes-
misshandlung hinweisen, müs-
sen es aber nicht zwangsläufig. 

Beispielhafte Indikatoren 
zur Kindeswohlgefährdung, 
die sich auf die Grundver-
sorgung und den Schutz des 
Kindes bzw. der/s Jugendli-
chen beziehen:
u �nicht altersangemessene Er-

nährungssituation
u �nicht angemessene Schlaf-

möglichkeit
u �nicht ausreichende Körper-

pflege
u �nicht witterungsangemesse-

ne Kleidung
u �fehlende Sicherstellung des 

Schutzes vor Gefahren
u �nicht ausreichend gesicher-

te Betreuung und Aufsicht
u �fehlende Sicherung von ge-

sundheitlicher Vor- und Für-
sorge

u �fehlende Anregung/Spiel-
möglichkeit des Kindes

u �nicht sachgemäße Behand-
lung von Entwicklungsstö-
rungen

u �mangelnde emotionale Zu-
wendung durch Bezugsper-
son/en

u �fehlende Gewährung alters-
angemessener Freiräume

 
2. �Beurteilen von Hinweisen 

auf eine Kindeswohlge-
fährdung und Einschätzen 
des Gefährdungsrisikos 
mit mehreren Fachkräften

Auf Grundlage der dokumen-
tierten Wahrnehmungen und 
Beobachtungen erfolgt eine 
Einschätzung der Gefähr-
dungssituation des betrof-

fenen Kindes oder der/s Ju-
gendlichen, an der möglichst 
alle Lehrer/innen, die Fach-
kräfte des Ganztags, die mit 
dem betroffenen Kind oder 
dem/r Jugendlichen Kontakt 
haben, sowie der/die Schul-
sozialarbeiter/in beteiligt wer-
den. 
Beobachtungsinstrumente 
und Indikatorenlisten können 
hierbei als Orientierung die-
nen, bieten jedoch grundsätz-
lich keine Rechtssicherheit. 
Die Verantwortung für das 
Ergebnis der Einschätzung 
liegt bei den beurteilenden 
Lehrer(inne)n und pädagogi-
schen Fachkräften. Im Team-
gespräch sollten die Situation 
des Kindes oder der/s Jugend-
lichen, die Ressourcen und 
Grenzen der Eltern und die 
notwendigen Hilfemög-
lichkeiten in einer multi-
professionellen Perspektive 
beurteilt werden. Zur Beurtei-
lung der Gefährdungssitua-
tion eines Kindes oder eines/r 
Jugendlichen ist zu berück-
sichtigen:
u �Intensität, Häufigkeit und 

Dauer der Schädigung 
u �Problemakzeptanz der El-

tern
u �Ressourcen der Familie
u �Hilfeakzeptanz der Eltern



Tipp: Vor dem Teamgespräch 
festlegen:
u �Gesprächsleitung
u �Zeitrahmen und Ort
u � Ziel des Gesprächs
u �Welche Hilfen sollen ange-

boten werden?
u �Protokollführung
Während des Gespräches klä-
ren:
u �Wer spricht mit den Eltern?
u �Was passiert, wenn bei Eltern 

und Kind/Jugendlicher/m 
nichts passiert?

Seit dem 01.01.2012 haben 
Lehrerinnen und Lehrer, Er-
zieherinnen und Erzieher im 
Ganztag und sozialpädago-
gische Fachkräfte in Schulen 
einen Anspruch auf Beratung 

durch eine Kinderschutz-
fachkraft (insoweit erfahrene 
Fachkraft). Gegenstand der 
Beratung ist die Begleitung 
der Gefährdungseinschät-
zung. Hierzu gehört: 
u �die Beratung zu fachlichen 

Fragen der Kindeswohlge-
fährdung und des gesetzlich 
vorgeschriebenen Verfah-
rens,

u �die Beratung hinsichtlich 
der Methoden der Risikoein-
schätzung, der Gesprächs-
führung mit den Personen-
sorgeberechtigten und 
Kindern/Jugendlichen zum 
Thema Kindeswohlgefähr-
dung sowie

u �die Beratung zu geeigneten 
und notwendigen Hilfen. 



3. �Beratung durch eine Kin-
derschutzfachkraft

Eine Kinderschutzfachkraft 
(„insoweit erfahrene Fach-
kraft“) muss in das Verfahren 
zur Einschätzung des Gefähr-
dungsrisikos einbezogen wer-
den. Möglich ist dies beispiels-
weise dadurch, dass die Kin-
derschutzfachkraft an einem 
Teamgespräch zur Situation 
des betroffenen Kindes bzw. 
Jugendlichen teilnimmt. Auch 
telefonische Beratungen vor 
und nach dem Teamgespräch 
können sinnvoll sein. 
Kinderschutzfachkräfte sind 
entsprechend fortgebildete 
und erfahrene pädagogische 
Fachkräfte. Seit Inkrafttreten 
des Bundeskinderschutzge-
setzes am 01.01.2012 haben 
alle, die beruflich mit Kindern 
und Jugendlichen in Kontakt 
stehen, gegenüber dem Ju-
gendamt einen Anspruch auf 
eine Beratung durch eine Kin-
derschutzfachkraft (§8b SGB 
VIII), Kinderschutzfachkräfte 
können hierbei im Jugendamt 
selbst, aber auch bei freien 
Trägern der Jugendhilfe, in 
Beratungsstellen, in Kinder-
schutzzentren etc. arbeiten 
und lediglich über das Ju-
gendamt vermittelt werden. 
Die Beratung durch die Kin-
derschutzfachkraft erfolgt in 
der Regel in pseudonymisier-
ter Form, d.h. Name und An-
schrift des Kindes oder der/s 
Jugendlichen und der Familie 
werden nicht benannt.

4. �Einbeziehung der Eltern, 
wenn Schutzinteressen 
dadurch nicht gefährdet 
sind

Wichtig: Kindeswohlgefähr-
dende Situationen dürfen 
nicht tabuisiert werden!

In den meisten Fällen können 
Gefährdungen von Kindern 
und Jugendlichen nur ge-
meinsam mit den Eltern abge-
wendet werden. Fühlen Eltern 
sich von der Schule kontrol-
liert, werden sie nicht selten 
Energien darauf verwenden, 
der Kontrolle zu entgehen 
und Unterstützung ablehnen. 
Deshalb ist es wichtig, dass 
Lehrer/innen, Schulsozial-
arbeiter/innen und pädagogi-
sche Fachkräfte Eltern in ihrer 
problematischen Lebenssitu-
ation ernst nehmen, bewusst 
ihre Ressourcen entdecken 
und diese benennen, auch 
und gerade wenn sie zunächst 
kaum sichtbar sind. Anderer-
seits müssen die Lehr- und 
Fachkräfte aber auch den Mut 
haben, kindeswohlgefährden-
de Situationen klar zu benen-
nen und in den Konflikt mit 
Eltern zu gehen, wenn diese 
Hilfen ablehnen und Proble-
me und Gefahren für ihre Kin-
der verleugnen oder verharm-
losen. Vor jedem Gespräch 
muss abgewogen werden, ob 
das betroffene Kind bzw. der/
die betroffene Jugendliche an 
dem Gespräch teilnehmen soll 
oder nicht.
Gibt es Anhaltspunkte dafür, 
dass die Gefährdung des Kin-



des oder der/s Jugendlichen 
nach einem Elterngespräch 
steigt (z.B. bei Verdacht auf 
Misshandlung oder sexuali-
sierte Gewalt), kann von der 
Einbeziehung der Eltern abge-
sehen werden. In diesen Fällen 
sollte umgehend das Jugend-
amt/ASD informiert und im 
Rahmen einer gemeinsamen 
Helferkonferenz überlegt wer-
den, wie weiter vorzugehen 
ist, um das Kind bzw. den/die 
Jugendliche zu schützen.

Helferkonferenz: Die Helfer-
konferenz ist ein fach- und 
institutionsübergreifendes 
Gremium zur Koordinierung 
von Unterstützungsangebo-
ten in Krisenfällen. Teilneh-
mende einer Helferkonferenz 
unter Leitung des Jugendam-
tes können sein: Klassenleh-
rer/innen, Fachlehrer/innen, 
Schüler/innen, Eltern, Schul-
leitung, Sozialpädagog(inn)
en, Schulsozialarbeiter/innen, 
Beratungslehrer/innen, Schul-
psycholog(inn)en, Mitarbei-
ter/innen aus medizinischen 
Kontexten, Mitarbeiter/innen 
des Jugendamtes, Mitarbeiter/
innen von Beratungsstellen, 
Vertrauenspersonen des Kin-
des bzw. des/r Jugendlichen. 

Wichtig: Auch die betroffe-
nen Kinder und Jugendli-
chen sind in das Verfahren 
einzubeziehen und sollten 
über die weiteren Hand-
lungsschritte und Entschei-
dungen informiert und al-
tersangemessen an ihnen 
beteiligt werden werden.

5. Angebot von Hilfen

In jedem Einzelfall, in dem eine 
schwierige Situation eines 
Kindes oder einer/s Jugendli-
chen deutlich wird, ist zu über-
prüfen, ob und welche Hilfen 
Eltern angeboten werden 
können und müssen. Dies gilt 
erst recht, wenn der Anschein 
einer Vernachlässigung oder 
einer Misshandlung besteht. 
Zunächst ist zu prüfen, welche 
Hilfen die Schule leisten kann 
und welche Hilfen im Sozial-
raum der Schule und Familie 
zur Verfügung stehen. Dies 
kann u.a. der Schulpsychologi-
sche Dienst, eine Erziehungs-, 
Ehe- und Lebensberatungs-
stelle, Angebote der Heilpäd-
agogik und Sprachförderung 
aber auch eine Schuldnerbe-
ratung oder die Unterstützung 
der Polizei (z.B. bei häuslicher 
Gewalt) sein. Darüber hinaus 
sollten die erzieherischen Hil-
fen des Jugendamtes/ASD als 
Hilfen für die Familie benannt 
werden. Vorrangiges Ziel der 
Hilfen der Jugendämter/ASD 
ist es, Eltern in ihrer Erzie-
hungsfähigkeit zu stärken und 
Unterbringungen von Kindern 
oder Jugendlichen außerhalb 
der Familie zu verhindern. Die-
se ambulanten Hilfen können 
nur greifen, wenn die Fami-
liensituation frühzeitig be-
kannt wird. 
Lehnen Eltern Hilfen durch 
und Gespräche mit der Schule 
ab, ist zu entscheiden, ob die-
ses akzeptiert werden muss 
oder ob eine Kindeswohlge-
fährdung vorliegt und Schule 
handeln muss. „Handeln müs-



sen“, heißt in diesen Fällen das 
Jugendamt bzw. die zuständi-
ge Fachkraft des Allgemeinen 
Sozialen Dienstes über die Si-
tuation des Kindes oder der/s 
Jugendlichen zu informieren. 

ASD: Der Allgemeine Soziale 
Dienst oder auch Kommuna-
ler Sozialer Dienst (KSD) ist 
eine Abteilung des Jugend-
amtes eines Kreises oder einer 
Stadt. Er ist Ansprechpartner 
für Kinder, Jugendliche, Eltern 
oder andere Personensorge-
berechtigte und Familien. Er 
bietet Information, Beratung 
und Vermittlung von Hilfen. 
Neben Hilfen und Beratung 
schützt der ASD jedoch auch 
Kinder und Jugendliche in 
existenziellen Notlagen oder 
bei einer akuten Gefährdung.

6. �Information des Jugend-
amtes, wenn Hilfen nicht 
ausreichen oder nicht an-
genommen werden

Liegt eine akute Kindeswohl-
gefährdung vor oder sind 
die Eltern nicht willens oder 
in der Lage Hilfe anzuneh-
men, ist das Jugendamt/ASD 
zu informieren. Die Befugnis 
für Lehrer/innen und Sozial-
pädagog(inn)en in solchen 
Fällen die notwendigen Infor-
mationen an das Jugendamt 
zu übermitteln, ist durch § 4 
Absatz 3 des Gesetzes zur Ko-
operation und Information im 
Kinderschutz (KKG) geregelt. 
Eine Information des Jugend-
amtes sollte möglichst schrift-
lich erfolgen und folgende 
Inhalte haben:

u �Name und Anschrift des Kin-
des bzw. der/s Jugendlichen 
und der Eltern

u �Welche Kindeswohlgefähr-
dung liegt aus Sicht der 
Schule vor? Was wurde  kon-
kret von wem wann beob-
achtet?

u �Welche Hilfen wurden den 
Eltern angeboten?

u �Wie haben die Eltern auf die 
Hilfen reagiert?

u �Wie hoch schätzt die Schule 
das Gefährdungsrisiko ein?

Um als Schule auch weiterhin 
Zugang zu den betroffenen 
Kindern oder Jugendlichen 
sowie deren Familien zu ha-
ben, sollten die Beteiligten 
vorab darüber in Kenntnis 
gesetzt werden, dass die be-
stehenden Hilfen zur Sicher-
stellung des Kindeswohls 
nicht ausreichen und daher 
das Jugendamt einbezogen 
wird. Von der Information der 
Eltern kann nur dann abgese-
hen werden, wenn zu befürch-
ten ist, dass hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes 
oder Jugendlichen in Frage 
gestellt ist. 

7. Dokumentation 

Die Schule sollte den gesam-
ten Hilfeprozess dokumentie-
ren. Die Dokumentation kann 
in der Schülerakte oder zent-
ral in einem Dokumentations-
ordner abgelegt werden und 
sollte folgende Informationen 
enthalten:
u �Datum der Teamgespräche
u �Teilnehmer/innen
u �Konkrete Situationsbe-



schreibung: Wer hat was 
wann beobachtet?

u �Wurde eine Kinderschutz-
fachkraft hinzugezogen? 
Falls ja: Wer? Wann? Mit wel-
chem Beratungsergebnis?

u �Welche Hilfeangebote wur-
den den Eltern gemacht und 
welche Frist wurde ihnen 
gesetzt?

u �Wie haben die Eltern auf die 
Hilfe reagiert?

u �Wurde das Jugendamt infor-
miert? Wer? Wann?

Hilfreich ist die Erstellung 
eines entsprechenden Vor-
drucks.

Was macht das Jugendamt?

Erhält das Jugendamt Kennt-
nis von einem Verdacht auf 
Kindeswohlgefährdung er-
folgt eine zeitnahe Kontakt-
aufnahme zu der Familie, in 
der Regel durch einen Haus-
besuch. Auch die Mitarbeiter/
innen des ASD müssen erneut 
das Gefährdungspotentials 
des Kindes oder der/s Jugend-
lichen einschätzen, bei den 
Eltern auf die Inanspruchnah-
me von Hilfen hinwirken und 
beurteilen, ob eine kindes-
wohlgefährdende Situation 
vorliegt, die ein Handeln ohne 
die Einwilligung der Eltern er-
fordert, oder ob dies nicht der 
Fall ist. Der Kinderschutz steht 
in Gefährdungsfällen vor der 

Hilfeplanung und dem Erzie-
hungsrecht der Eltern. Eltern 
sind bei der Gestaltung des 
Schutzplans möglichst mit 
einzubeziehen. Lehnen Eltern 
notwendige Hilfen ab oder 
sind nicht bereit, an der Ein-
schätzung des Gefährdungs-
risikos mitzuwirken, müssen 
Kinder oder Jugendliche, 
wenn sie sich in Gefahrensi-
tuationen befinden, durch das 
Jugendamt in Obhut genom-
men und das Familiengericht 
eingeschaltet werden. Die 
Entscheidungen des Familien-
gerichtes sind sowohl für das 
Jugendamt als auch für das 
Helfernetz um eine Familie 
bindend. 



Hilfeplan und Hilfeplanung: 
Hilfen zur Erziehung können 
nur installiert werden, wenn 
die Eltern bzw. Sorgeberech-
tigten einen entsprechenden 
Antrag bei dem für sie zu-
ständigen Jugendamt stellen. 
Bevor die Hilfemaßnahme 
beginnt, wird zunächst im Ge-
spräch mit einer Fachkraft des 
Jugendamtes und den Eltern 
und Kindern/Jugendlichen 
darüber beraten, wie diese Hil-
fe aussehen kann. Eltern und 
Kinder/Jugendliche haben das 
Recht, ihre Vorstellungen und 
Wünsche mit einzubringen. 
Ziel ist es, individuelle pass-
genaue ambulante und statio-
näre Hilfen in der Familie ein-

zusetzen. In einem „Hilfeplan“ 
wird dann zwischen dem/der 
Jugendlichen, den Eltern, dem 
Jugendamt und Vertreter(in-
ne)n der Institution, welche 
die konkrete Hilfemaßnahme 
durchführt, festgelegt, was mit 
welchem Ziel zu tun ist, wie 
lange die Maßnahme dauert 
und wer daran beteiligt wird.
Dieser „Hilfeplan“ wird im 
Laufe der folgenden Monate 
regelmäßig gemeinsam mit 
den Beteiligten überprüft und 
fortgeschrieben. An der Hilfe-
planung können auch Lehr-
kräfte, Schulsozialarbeiter/
innen und weitere, mit der 
Familie arbeitende Fachkräfte 
beteiligt werden. 

Inobhutnahme: Die Inob-
hutnahme (§ 42 SGB VIII) ist 
eine zeitlich befristete, sozial-
pädagogische Interventions-
maßnahme des Jugendamtes 
in einer aktuellen Krisensitu-
ation. Im Rahmen einer Inob-
hutnahme werden Kinder/
Jugendliche auch gegen den 
Willen der Eltern von den El-
tern getrennt. Die Inobhut-
nahme zielt darauf ab, mög-
lichst zeitnah in eine dauer-
hafte Lösung für das Kind 
bzw. den/die Jugendliche und 
die Eltern umgewandelt zu 
werden. Im Rahmen eines Ge-
samtkonzepts sind hierzu die 
erforderlichen bedarfs-, ziel- 

und zeitgerechten Hilfen an-
zubieten. Sie dient primär der 
Gefahrenabwehr und ist nur 
dann erforderlich, wenn die El-
tern trotz Förderung und Hilfe 
nicht in der Lage oder nicht 
willens sind, eine akute oder 
drohende Gefahr selbst, mit 
Unterstützung Dritter oder 
mittels Inanspruchnahme 
von Hilfen zur Erziehung ab-
zuwenden und weniger ein-
greifende Maßnahmen nicht 
in Betracht kommen. Kinder 
und Jugendliche können auch 
selbst beim Jugendamt um In-
obhutnahme bitten, wenn die 
Situation für sie zu Hause un-
erträglich geworden ist.



Eine Kooperation zwischen 
Schule und Jugendamt ist im 
Bereich des Kinderschutzes 
unerlässlich. 
Lehrer/innen, Schulsozial-
arbeiter/innen und Mitarbei-
ter/innen im Ganztag sind 
Fachkräfte, die sowohl zur 
Einschätzung des Risikos für 
ein Kind oder eine/n Jugend-
liche/n als auch bei der Hilfe-
planung von Seiten des Ju-
gendamtes mit hinzugezogen 
werden können. 
Zudem sind Schulen in § 3 
KKG „Rahmenbedingungen 
für verbindliche Netzwerk-
strukturen im Kinderschutz“ 
konkret als Partner in einem 
verbindlichen und verlässli-
chen Netzwerk benannt. Das 
Ziel der Netzwerkarbeit ist es, 
flächendeckend verbindliche 
Strukturen der Zusammen-
arbeit aller zuständigen Leis-
tungsträger und Institutionen 
im Kinderschutz mit dem Ziel 
aufzubauen und weiterzu-
entwickeln, sich gegenseitig 
über das jeweilige Angebots- 
und Aufgabenspektrum zu 
informieren und Verfahren 
im Kinderschutz aufeinander 
abzustimmen. Koordination 
und Pflege der Kooperation 
im Netzwerk liegen in der Ver-
antwortung des örtlichen Ju-
gendamtes. 
Voraussetzungen für gelin-
gende Kooperationen – nicht 
nur – von Schule und Jugend-
amt im Kinderschutz sind: 

u �das gemeinsame Ziel aller 
Beteiligten, Kinder und Ju-
gendliche zu schützen,

u �Wertschätzung und An-
erkennung der jeweiligen 
Professionen (u.a. Lehrer/
innen - Sozialarbeiter/innen 
– Erzieher/innen etc.),

u �Transparenz von Arbeitsin-
halten, Möglichkeiten und 
Grenzen in Schule und Ju-
gendamt,

u �Gemeinsamkeiten betonen 
und Unterschiede respektie-
ren, Schulleitung initiiert die 
Maßnahmen zum Kinder-
schutz in der Schule (Top-
Down-Prozess),

u �Verbindliche Reaktionsket-
ten innerhalb der Schule 
und verbindliche einzelfall-
übergreifende Handlungs-
absprachen mit dem Ju-
gendamt,

u �Verantwortung wird nicht 
an die jeweils andere Institu-
tion delegiert, sondern von 
allen Beteiligten gemeinsam 
getragen,

u �Benennung von konkreten 
Ansprechpersonen sowohl 
in der Schule als auch im Ju-
gendamt,

u �Fallunabhängige Koopera-
tionstreffen in regelmäßigen 
Abständen,

u �Offenheit, Kompromissfä-
higkeit und Akzeptanz.

Kooperation von Schule und Jugendamt



§
§ 42 Abs. 6 SchulG NRW
Die Sorge für das Wohl der 
Schülerinnen und Schüler er-
fordert es, jedem Anschein 
von Vernachlässigung oder 
Misshandlung nachzugehen. 
Die Schule entscheidet recht-
zeitig über die Einbeziehung 
des Jugendamtes oder ande-
rer Stellen.

§ 8a SGB VIII – Schutzauftrag 
bei Kindeswohlgefährdung
(1) Werden dem Jugendamt 
gewichtige Anhaltspunkte für 
die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugend-
lichen bekannt, so hat es das 
Gefährdungsrisiko im Zusam-
menwirken mehrerer Fach-
kräfte einzuschätzen. Soweit 
der wirksame Schutz dieses 
Kindes oder dieses Jugend-
lichen nicht in Frage gestellt 
wird, hat das Jugendamt die 
Erziehungsberechtigten sowie 
das Kind oder den Jugendli-
chen in die Gefährdungsein-
schätzung einzubeziehen und, 
sofern dies nach fachlicher 
Einschätzung erforderlich ist, 
sich dabei einen unmittelba-
ren Eindruck von dem Kind 
und von seiner persönlichen 
Umgebung zu verschaffen. 
Hält das Jugendamt zur Ab-
wendung der Gefährdung die 
Gewährung von Hilfen für ge-
eignet und notwendig, so hat 
es diese den Erziehungsbe-
rechtigten anzubieten.
(2) Hält das Jugendamt das 
Tätigwerden des Familien-
gerichts für erforderlich, so 

hat es das Gericht anzurufen; 
dies gilt auch, wenn die Erzie-
hungsberechtigten nicht be-
reit oder in der Lage sind, bei 
der Abschätzung des Gefähr-
dungsrisikos mitzuwirken. Be-
steht eine dringende Gefahr 
und kann die Entscheidung 
des Gerichts nicht abgewartet 
werden, so ist das Jugendamt 
verpflichtet, das Kind oder 
den Jugendlichen in Obhut zu 
nehmen.
(3) Soweit zur Abwendung 
der Gefährdung das Tätigwer-
den anderer Leistungsträger, 
der Einrichtungen der Ge-
sundheitshilfe oder der Poli-
zei notwendig ist, hat das Ju-
gendamt auf die Inanspruch-
nahme durch die Erziehungs-
berechtigten hinzuwirken. Ist 
ein sofortiges Tätigwerden 
erforderlich und wirken die 
Personensorgeberechtigten 
oder die Erziehungsberechtig-
ten nicht mit, so schaltet das 
Jugendamt die anderen zur 
Abwendung der Gefährdung 
zuständigen Stellen selbst ein.
(4) In Vereinbarungen mit den 
Trägern von Einrichtungen 
und Diensten, die Leistungen 
nach diesem Buch erbringen, 
ist sicherzustellen, dass
1. �deren Fachkräfte bei Be-

kanntwerden gewichtiger 
Anhaltspunkte für die Ge-
fährdung eines von ihnen 
betreuten Kindes oder 
Jugendlichen eine Gefähr-
dungseinschätzung vorneh-
men,

2. �bei der Gefährdungsein-

Gesetzliche Grundlagen



§ schätzung eine insoweit er-
fahrene Fachkraft beratend 
hinzugezogen wird sowie

3. �die Erziehungsberechtigten 
sowie das Kind oder der 
Jugendliche in die Gefähr-
dungseinschätzung einbe-
zogen werden, soweit hier-
durch der wirksame Schutz 
des Kindes oder Jugendli-
chen nicht in Frage gestellt 
wird.

In die Vereinbarung ist neben 
den Kriterien für die Qualifika-
tion der beratend hinzuzuzie-
henden insoweit erfahrenen 
Fachkraft insbesondere die 
Verpflichtung aufzunehmen, 
dass die Fachkräfte der Träger 
bei den Erziehungsberechtig-
ten auf die Inanspruchnahme 
von Hilfen hinwirken, wenn sie 
diese für erforderlich halten, 
und das Jugendamt informie-
ren, falls die Gefährdung nicht 
anders abgewendet werden 
kann.
(5) Werden einem örtlichen 
Träger gewichtige Anhalts-
punkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder 
eines Jugendlichen bekannt, 
so sind dem für die Gewäh-
rung von Leistungen zu-
ständigen örtlichen Träger 
die Daten mitzuteilen, deren 
Kenntnis zur Wahrnehmung 
des Schutzauftrags bei Kin-
deswohlgefährdung nach § 
8a erforderlich ist. Die Mit-
teilung soll im Rahmen eines 
Gespräches zwischen den 
Fachkräften der beiden örtli-
chen Träger erfolgen, an dem 
die Personensorgeberechtig-

ten sowie das Kind oder der 
Jugendliche beteiligt werden 
sollen, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen nicht 
in Frage gestellt wird.

§ 8b SGB VIII – Fachliche Be-
ratung und Begleitung zum 
Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen
(1) Personen, die beruflich 
in Kontakt mit Kindern oder 
Jugendlichen stehen, haben 
bei der Einschätzung einer 
Kindeswohlgefährdung im 
Einzelfall gegenüber dem ört-
lichen Träger der Jugendhilfe 
Anspruch auf Beratung durch 
eine insoweit erfahrene Fach-
kraft.
(2) Träger von Einrichtungen, 
in denen sich Kinder oder Ju-
gendliche ganztägig oder für 
einen Teil des Tages aufhalten 
oder in denen sie Unterkunft 
erhalten, und die zuständigen 
Leistungsträger, haben gegen-
über dem überörtlichen Trä-
ger der Jugendhilfe Anspruch 
auf Beratung bei der Entwick-
lung und Anwendung fachli-
cher Handlungsleitlinien
1. �zur Sicherung des Kindes-

wohls und zum Schutz vor 
Gewalt sowie 

2. �zu Verfahren der Beteiligung 
von Kindern und Jugend-
lichen an strukturellen Ent-
scheidungen in der Einrich-
tung sowie zu Beschwerde-
verfahren in persönlichen 
Angelegenheiten



§ 3 KKG - Rahmenbedingun-
gen für verbindliche Netz-
werkstrukturen im Kinder-
schutz
(1) In den Ländern werden 
insbesondere im Bereich Frü-
her Hilfen flächendeckend 
verbindliche Strukturen der 
Zusammenarbeit der zustän-
digen Leistungsträger und 
Institutionen im Kinderschutz 
mit dem Ziel aufgebaut und 
weiterentwickelt, sich gegen-
seitig über das jeweilige An-
gebots- und Aufgabenspek-
trum zu informieren, struktu-
relle Fragen der Angebots-
gestaltung und -entwicklung 
zu klären sowie Verfahren im 
Kinderschutz aufeinander ab-
zustimmen.
(2) In das Netzwerk sollen 
insbesondere Einrichtungen 
und Dienste der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe, Ein-
richtungen und Dienste, mit 
denen Verträge nach § 75 Ab-
satz 3 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch bestehen, 
Gesundheitsämter, Sozial-
ämter, Gemeinsame Service-
stellen, Schulen, Polizei- und 
Ordnungsbehörden, Agentu-
ren für Arbeit, Krankenhäuser, 
Sozialpädiatrische Zentren, 
Frühförderstellen, Beratungs-
stellen für soziale Problem-
lagen, Beratungsstellen nach 
den §§ 3 und 8 des Schwan-
gerschaftskonfliktgesetzes, 
Einrichtungen und Dienste 
zur Müttergenesung sowie 
zum Schutz gegen Gewalt in 
engen sozialen Beziehungen, 
Familienbildungsstätten, Fa-
miliengerichte und Angehöri-

ge der Heilberufe einbezogen 
werden.
(3) Sofern Landesrecht keine 
andere Regelung trifft, soll die 
verbindliche Zusammenarbeit 
im Kinderschutz als Netzwerk 
durch den örtlichen Träger 
der Jugendhilfe organisiert 
werden. Die Beteiligten sollen 
die Grundsätze für eine ver-
bindliche Zusammenarbeit in 
Vereinbarungen festlegen. Auf 
vorhandene Strukturen soll 
zurückgegriffen werden.

§ 4 KKG - Beratung und Über-
mittlung von Informationen 
durch Geheimnisträger bei 
Kindeswohlgefährdung
(1) Werden
1. �Ärztinnen oder Ärzten, Heb-

ammen oder Entbindungs-
pflegern oder Angehörigen 
eines anderen Heilberufes, 
der für die Berufsausübung 
oder die Führung der Be-
rufsbezeichnung eine staat-
lich geregelte Ausbildung 
erfordert,

2. �Berufspsychologinnen oder 
-psychologen mit staatlich 
anerkannter wissenschaftli-
cher Abschlussprüfung,

3. �Ehe-, Familien-, Erziehungs- 
oder Jugendberaterinnen 
oder -beratern sowie

4. �Beraterinnen oder Beratern 
für Suchtfragen in einer Be-
ratungsstelle, die von einer 
Behörde oder Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öf-
fentlichen Rechts anerkannt 
ist,

5. �Mitgliedern oder Beauf-
tragten einer anerkannten 
Beratungsstelle nach den 



§§ 3 und 8 des Schwanger-
schaftskonfliktgesetzes,

6. �staatlich anerkannten So-
zialarbeiterinnen oder 
-arbeitern oder staatlich 
anerkannten Sozialpädago-
ginnen oder -pädagogen 
oder

7. �Lehrerinnen oder Lehrern 
an öffentlichen und an 
staatlich anerkannten priva-
ten Schulen

in Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit gewichtige Anhalts-
punkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder 
eines Jugendlichen bekannt, 
so sollen sie mit dem Kind 
oder Jugendlichen und den 
Personensorgeberechtigten 
die Situation erörtern und, 
soweit erforderlich, bei den 
Personensorgeberechtigten 
auf die Inanspruchnahme von 
Hilfen hinwirken, soweit hier-
durch der wirksame Schutz 
des Kindes oder des Jugend-
lichen nicht in Frage gestellt 
wird.
(2) Die Personen nach Absatz 
1 haben zur Einschätzung 
der Kindeswohlgefährdung 
gegenüber dem Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe An-
spruch auf Beratung durch 
eine insoweit erfahrene Fach-
kraft. Sie sind zu diesem Zweck 
befugt, dieser Person die dafür 
erforderlichen Daten zu über-
mitteln; vor einer Übermitt-
lung der Daten sind diese zu 
pseudonymisieren.
(3) Scheidet eine Abwendung 
der Gefährdung nach Absatz 
1 aus oder ist ein Vorgehen 
nach Absatz 1 erfolglos und 

halten die in Absatz 1 genann-
ten Personen ein Tätigwerden 
des Jugendamtes für erforder-
lich, um eine Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder eines 
Jugendlichen abzuwenden, so 
sind sie befugt, das Jugend-
amt zu informieren; hierauf 
sind die Betroffenen vorab 
hinzuweisen, es sei denn, dass 
damit der wirksame Schutz 
des Kindes oder des Jugendli-
chen in Frage gestellt wird. Zu 
diesem Zweck sind die Perso-
nen nach Satz 1 befugt, dem 
Jugendamt die erforderlichen 
Daten mitzuteilen.

§ 27 Abs. 1 SGB VIII
Ein Personensorgeberechtig-
ter hat bei der Erziehung eines 
Kindes oder eines Jugendli-
chen Anspruch auf Hilfe (Hil-
fe zur Erziehung), wenn eine 
dem Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen entsprechende 
Erziehung nicht gewährleistet 
ist und die Hilfe für seine Ent-
wicklung geeignet und not-
wendig ist.


